
 
 

Satzung über die Erhebung von Benutzungsgebühren für den Ortsbereich Hattlund der 
Gemeinde Steinbergkirche 

 
(Amtliches Bekanntmachungsblatt des Amtes Geltinger Bucht Nr. 44/2020 vom 23.12.2020 
(Seite 684 – 691)) 
 
Änderungsdaten: 

1. Änderungssatzung vom 05.12.2023, in Kraft getreten am 01.01.2024 (Amtliches Bekannt-
machungsblatt des Amtes Geltinger Bucht Nr. 44/2023 (Seite 566) 

 

Aufgrund des § 4 Absatz 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein vom 28.02.2003 
(Gesetz- und Verordnungsblatt Schleswig-Holstein Seite 57) zuletzt geändert durch Gesetz vom 

23.06.2020 (Gesetz- und Verordnungsblatt Schleswig-Holstein Seite 364), §§ 1 Absatz 1, 2 Ab-
satz 1 Satz 1, 6, 8, 9 und 9a des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein 
vom 10.01.2005 (vom 10.01.2005 (Gesetz- und Verordnungsblatt Schleswig-Holstein Seite 27) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.11.2019 (Gesetz- und Verordnungsblatt Schleswig-Hol-

stein Seite 425), §§ 1, 2 Gesetz zur Ausführung des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) 

vom 13. November 2019 AG-AbwAG (Gesetz- und Verordnungsblatt Schleswig-Holstein Seite 
425) und des § 15 der Abwassersatzung der Gemeinde Steinbergkirche für den Ortsteil Hattlund 
vom 21.12.2020 wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 21.12.2020 für 
den Ortsbereich Hattlund folgende Satzung erlassen: 
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§ 1 
Benutzungsgebühren 

 
(1) Die Gemeinde erhebt zur Deckung der Kosten der laufenden Verwaltung und Unterhaltung 
der Einrichtung zur Abwasserbeseitigung einschließlich der Verzinsung des aufgewendeten Ka-
pitals und der Abschreibungen Benutzungsgebühren. 
(2) Grundstücksbezogene Benutzungsgebühren sind die Benutzungsgebühren nach § 1 Abs. 1. 
Die grundstücksbezogenen Benutzungsgebühren ruhen gem. § 6 Abs. 7 des Kommunalabgaben-
gesetzes als öffentliche Last auf dem Grundstück. 
 

§ 2 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

 
(1) Die Gebühr wird nach der Menge des Abwassers berechnet, das unmittelbar der Abwasser-
anlage bzw. der Grundstücksabwasseranlage zugeführt wird. Berechnungseinheit ist der Kubik-
meter Abwasser. Als Abwassermenge gilt die dem Grundstück aus öffentlichen und privaten Was-
serversorgungsanlagen zugeführte Wassermenge abzüglich der nachgewiesenen auf dem 
Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermenge, soweit der Abzug nicht nach 
Abs. 2 ausgeschlossen ist. Der Nachweis der verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermenge 
obliegt dem Gebührenpflichtigen. Bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Viehhaltung wird die 
Wassermenge um 18 m³ pro Jahr für jede Großvieheinheit, bezogen auf den statistischen Um-
rechnungsschlüssel, herabgesetzt der Gebührenberechnung wird mindestens eine Abwasser-
menge von 40 m³/Jahr je Person zugrunde gelegt. Maßgebend für die Berechnung ist die in dem 
Jahr durchschnittlich gehaltene Viehzahl und die durchschnittlich mit Wasser zu versorgende Per-
sonenzahl. Die dem Grundstück zugeführte Wassermenge wird durch Wassermesser ermittelt  
Bei der Wassermenge aus der öffentlichen Versorgungsanlage gilt die für die Erhebung des Was-
sergeldes zugrunde gelegte Verbrauchsmenge. Lässt der Gebührenpflichtige bei privaten Was-
serversorgungsanlagen keinen Wassermesser einbauen, ist die Gemeinde berechtigt, die aus 
diesen Anlagen zugeführte Wassermenge zu schätzen. Hat ein Wassermesser nicht richtig oder 
überhaupt nicht angezeigt, so wird die Wassermenge von der Gemeinde unter Zugrundelegung 
des Verbrauchs des Vorjahres und unter Berücksichtigung der begründeten Angaben des Gebüh-
renpflichtigen geschätzt. 
(2) Von dem Abzug nach Abs. 1 sind ausgeschlossen: 

a) Wassermengen bis 8 m³ monatlich, sofern es sich um Wasser für laufend wiederkehrende 
Verwendungszwecke handelt, 

b) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser, 
c) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser, 
d) das für Schwimmbecken verwendete Wasser,  
e) das zur Sprengung von Gartenflächen verwendete Wasser, soweit die Sprengfläche 500 

m² nicht übersteigt. 

Das zum Sprengen von gärtnerischen Betrieben verwendete und nicht durch Wassermesser 
nachgewiesene Wasser ist nur insoweit zu berücksichtigen, dass im Halbjahr April bis September 
mindestens monatlich der 6. Teil der gebührenpflichtigen Abwassermenge des Halbjahres von 
Oktober bis März verbleibt. Der Gebührenpflichtige muss, um in den Genuss dieser Vergünsti-
gung zu gelangen, beantragen, dass die Gemeinde in der Zeit vom 01. April bis 30. September 
Ablesungen vornimmt. 

(3) Die Gebühr beträgt je m³ bei Ableitung des Abwassers über das Kanalnetz in die Abwasser-
anlage 3,01 EUR. Bei einer Druckentwässerung auf dem Grundstück gilt der gleiche Gebühren-
satz. Die anfallenden Stromkosten aus dem hauseigenen Stromanschluss für das Betreiben der 
Abwasserhebeanlage sind in voller Höhe vom Anschlussnehmer zu übernehmen. 

(4) Für Abwässer, deren Ableiten und Reinigen der Gemeinde erhöhte Kosten verursachen, er-
höht sich die Gebühr nach Abs. 3 unter Zugrundelegung des Verhältnisses der Verschmutzung 
zu normalen häuslichem Abwasser, dessen Schmutzwert mit 1,0 angesetzt wird. 



Für einen Schmutzwert von 1,2 wird das  1,1- fache, 
für einen Schmutzwert von 1,5 wird das   1,25-fache, 
für einen Schmutzwert von 2,0 wird das  1,5-fache, 
für einen Schmutzwert von 3,0 wird das   2,0-fache, 
für einen Schmutzwert von 4,0 wird das  2,5-fache, 
für einen Schmutzwert von 5,0 wird das  3,0-fache und 
für einen Schmutzwert von 6,0 wird das  3,5-fache 

der in Abs. 3 festgesetzten Gebühr für 1 m³ Abwasser erhoben. Die von der Gemeinde festzustel-
lenden Verschmutzungsgrade sind auf diese Sätze abzurunden. Der Gebührenpflichtige kann ei-
nen Nachweis des Verschmutzungsgrades durch ein amtliches Gutachten verlangen. Die Kosten 
des Gutachtens trägt der Gebührenpflichtige. Sofern das Gutachten zu einer niedrigeren Einstu-
fung kommt, trägt die Gemeinde die Kosten. 

 
§ 3 

Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres, frühestens jedoch mit 
dem Tag des betriebsfertigen Anschlusses des Grundstückes an einen Abwasserkanal bzw. der 
Inbetriebnahme der Grundstücksabwasseranlage. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem der Anschluss an einen Straßenka-
nal entfällt bzw. die Grundstücksabwasseranlage außer Betrieb genommen wird und dies der Ge-
meinde schriftlich mitgeteilt wird. 

 
§ 3 a 

Entstehung des Gebührenanspruchs 
 
Der Gebührenanspruch entsteht mit der Inanspruchnahme der zentralen Abwasseranlage Hatt-
lund. Die Abrechnung entstandener Ansprüche erfolgt jährlich (§ 5 Abs. 1); vierteljährlich werden 
Vorausleistungen für schon entstandene Teilansprüche erhoben (§ 5 Abs. 2). 

 
§ 4 

Gebührenpflichtige 

 

(1) Gebührenpflichtig ist, wer nach den grundsteuerrechtlichen Vorschriften Schuldner der Grund-
steuer ist oder sein würde, wenn das Grundstück  nicht von der Grundsteuer befreit wäre. Mehrere 
Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner. 

(2) Bei Eigentumswechsel wird der neue Eigentümer vom Beginn des Vierteljahres an, das der 
Rechtsänderung folgt, zur Gebührenzahlung herangezogen, wenn der bisherige Eigentümer der 
Gemeinde den Eigentumswechsel nachweist. Der bisherige Eigentümer haftet gesamtschuldne-
risch für die Zahlung der Gebühren bis zum Ablauf des Kalenderjahres. 

(3) Die Grundstückseigentümer haben alle für die Errechnung der Gebühren erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen und zu dulden, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um 
die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen. 

 
§ 5 

Erhebungszeitraum, Vorausleistungen, Veranlagung und Fälligkeit 
 
(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 
(2) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes werden von der Gemeinde Vorauszahlungen auf die 
Gebühren erhoben. Die Gebührenvorauszahlung wird nach der Menge des dem Grundstück im 
Vorjahr zugeführten Abwassers vorläufig berechnet. Das Vorjahr wird gleichzeitig endgültig abge-
rechnet. Bestand im Vorjahr noch keine Gebührenpflicht oder hat sich der Benutzungsumfang 



seitdem wesentlich geändert, wird die zugrunde zu legende Abwassermenge geschätzt. Bei Be-
endigung der Gebührenpflicht oder bei einem Wechsel des Gebührenpflichtigen wird unverzüglich 
die zugeführte Abwassermenge ermittelt und abgerechnet. 
(3) Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid 
über andere Abgaben verbunden werden kann. 
(4) Die Gebührenvorauszahlung wird in Vierteljahresbeträgen jeweils am 15. Februar, 15. Mai, 
15. August und 15. November fällig. Die durch bisherigen Bescheid festgesetzten Vierteljahres-
beträge sind innerhalb des nächsten Jahres zu den angegebenen Zeitpunkten so lange zu zahlen, 
wie der neue Bescheid noch nicht erteilt worden ist. 
(5) Bei der Neuveranlagung ist die Gebühr für verstrichene Fälligkeitszeitpunkte innerhalb von 14 
Tagen nach Bekanntgabe des Bescheides in einer Summe zu zahlen. Nach Beendigung der Ge-
bührenpflicht endgültig festgestellte Abrechnungsbeträge sind innerhalb von 14 Tagen nach Be-
kanntgabe des Bescheides auszugleichen. Dasselbe gilt für die Abrechnung von Schätzungen. 

 
§ 5 a 

Datenverarbeitung/Datenschutzbestimmungen 
 
(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personen- und grund-
stücksbezogenen Daten 

a) die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach §§ 24 bis 28 BauGB und § 3 
WoBauErIG der Gemeinde bekannt geworden sind, 

b) aus dem Grundbuchamt, 
c) aus den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde, 
d) aus den gemeindlichen Bau- u. Liegenschaftsakten, 
e) aus dem gemeindlichen Melderegister 

durch die Gemeinde zulässig. 
Die Gemeinde darf sich diese Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen 
und zum Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 
(2) Soweit die Gemeinde die öffentliche Wasserversorgung selbst betreibt, ist sie berechtigt, die 
im Zusammenhang mit der Wasserversorgung angefallenen und anfallenden personenbezoge-
nen und grundstücksbezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten für Zwecke der Gebühren-
erhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 
(3) Soweit die Gemeinde sich bei der öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedient oder 
in der Gemeinde die öffentliche Wasserversorgung durch einen Dritten erfolgt, ist die Gemeinde 
berechtigt, sich die zur Feststellung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung- der Gebühren 
nach dieser Satzung erforderlichen personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten und 
Wasserverbrauchsdaten von diesen Dritten mitteilen zu lassen und diese Daten. zum Zwecke der 
Gebührenerhebung nach dieser Satzung weiterzuverarbeiten. 
(4) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 
nach den Absätzen 1 bis 3 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für 
die Gebührenerhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum 
Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 
(5) Die Verwendung von Datenträgern ist zulässig, 

 
§ 6 

Ordnungswidrigkeiten 

 

Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 
§ 4 Abs. 3 die erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder nicht duldet, dass Beauftragte der Ge-
meinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprü-
fen. 

 



§ 7 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 
Benutzungsgebühren für den Ortsbereich Hattlund der Gemeinde Steinbergkirche vom 
06.02.2013 außer Kraft. 

 

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt. 

 

Steinbergkirche, den 21.12.2020  

 

 

 

Erichsen 

(Bürgermeister) 


